
Gedenkrede des Senators für Kultur und Europa, Dr. Klaus Lederer, zum Jom 
HaShoa und zum 76. Jahrestag des Aufstandes im Warschauer Ghetto am 2. 
Mai 2019  
 
Es gilt das gesprochene Wort! 
 
Anrede, 
zunächst möchte ich mich von Herzen für die Einladung bedanken und für die damit 
verbundene Möglichkeit, heute zu Ihnen zu sprechen.  
Beim heutigen Gedenken anlässlich des Jom haScho’a erinnern wir an die Opfer der 
Shoa, an die sechs Millionen ermordeten Jüdinnen und Juden.  
 
Wir erinnern – auch mit der Verlesung der Namen hier vor dem Gemeindehaus – an 
55.696 jüdische Berlinerinnen und Berliner, die von den Nationalsozialisten 
umgebracht wurden.  
Und wir erinnern an Millionen weitere Jüdinnen und Juden aus Deutschland, aus der 
damaligen Sowjetunion, aus Polen und vielen weiteren Ländern Europas, deren 
Namen wir längst nicht alle kennen, deren Familien oft vollständig ausgelöscht 
wurden.  
Es begann mit der Rechtlosstellung und Entwürdigung, und endete mit der 
Etablierung einer Mordmaschinerie, die jedem zivilisatorischen Standard Hohn 
sprach. 
 
Dieses Gedenken heute hier, im Gemeindehaus einer starken und lebendigen 
Jüdischen Gemeinde, wäre kaum möglich, wenn es gegen den 
nationalsozialistischen Vernichtungswahn nicht einen heldenhaften, entschlossenen 
jüdischen Widerstand gegeben hätte – in den Armeen der Alliierten, in den Ghettos, 
in den nazistischen Mordlagern. 
 
Wir gedenken am Jom haScho’a daher auch des jüdischen Widerstands. Zum 
Symbol dieses Widerstands wurde der Aufstand im Warschauer Ghetto, der sich 
dieser Tage zum 76. Mal jährt. 
 
Der etwa vier Wochen andauernde Häuserkampf der im nur drei Quadratkilometer 
großen Ghetto gefangenen Warschauer Juden gegen eine völlig übermächtige SS 
und damit gegen ihre bevorstehende Deportation in Vernichtungslager bewegt und 
beeindruckt uns auch 76 Jahre später zutiefst. 
Sie wussten, was Ihnen bevorstand. Und sie verteidigten sich und ihre Würde – im 
Wissen darum, dass die Chance ihres Überlebens hypothetisch war.  
 



2 
 

Im vergangenen Jahr durfte ich in Warschau unsere Stadt vertreten und an den 
Gedenkveranstaltungen zum 75. Jahrestag des Ghettoaufstands teilnehmen und mit 
der damaligen Warschauer Stadtpräsidentin Hanna Gronkiewicz-Waltz zu diesem 
Anlass eine Gedenkeiche pflanzen. Auf dem Platz vor dem Ehrenmal für den Ghetto-
Aufstand wurde abends der 4. Satz von Beethovens 9. Sinfonie, die „Ode an die 
Freude“, mit hebräischem Text aufgeführt. – Es gab im Warschauer Ghetto ein 
jüdisches Sinfonieorchester, das diese Interpretation von Beethovens 9. im Jahr 1942 
geplant hatte. Zu dieser Aufführung kam es nie. Denn am 22. Juli 1942 wurden fast 
alle Künstler des Ensembles nach Treblinka verschleppt und ermordet.  
 
Die Erinnerung an die millionenfache Ermordung europäischer Juden und an deren 
Widerstand gegen den Nationalismus aufrecht zu erhalten, muss uns gerade in 
Berlin eine besondere Verpflichtung sein. Von hier löste Deutschland den Zweiten 
Weltkrieg aus, in Berlin wurde die Shoa geplant und ins Werk gesetzt. 
 
Anrede, 
heute sind wir dankbar dafür, dass so viele Jüdinnen und Juden Berlin als ihr 
Zuhause betrachten, dass es in unserer Stadt wieder so ein reichhaltiges, vielfältiges 
jüdisches Leben gibt. In Berlin ist eine jüdische Gemeinschaft zuhause. Und sie 
wächst schnell und ist selbstverständlicher Teil des gesellschaftlichen Lebens. 
Darüber freue ich mich sehr. 
 
Doch diese Freude wird getrübt durch die Sorge, dass die Attraktivität Berlins darin 
begründet liegt, dass es woanders schlimmer ist, da es in anderen europäischen 
Ländern beängstigend starke antisemitische Tendenzen gibt, gegen deren 
Wiedererstarken wir uns auch hierzulande mit aller Kraft und Entschiedenheit wehren 
müssen. – Hier sind Politik und Zivilgesellschaft noch deutlich stärker gefordert als 
bisher!  
 
Um noch intensiver gegen Antisemitismus vorzugehen, hat der Berliner Senat ein 
Landeskonzept gegen Antisemitismus entwickelt, das die Bereiche Bildung und 
Jugend, Justiz, Innere Sicherheit, Kultur und Religion, Wissenschaft und Forschung, 
Antidiskriminierung, Opferschutz und Prävention umfasst und eine ganze Reihe 
neuer, konkreter Maßnahmen einführt, u.a.:  

• Es wird eine Ansprechpartnerin bzw. ein Ansprechpartner des Landes Berlins 
eingerichtet. Die Person hat beispielsweise die Aufgabe, Maßnahmen zur 
Antisemitismus-Prävention im Land Berlin mit den Maßnahmen auf Bundes- und 
Bezirksebene abzustimmen. 

• Einen Schwerpunkt setzt der Berliner Senat auf die Fortbildung von pädagogischem 
Personal, Polizei und Staatsanwaltschaft. Die Kompetenzen zur Auseinandersetzung 
mit Antisemitismus in den jeweiligen Arbeitsbereichen sollen intensiv weiterentwickelt 
werden. 
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• Der Berliner Senat stellt die zivilgesellschaftliche Erfassung antisemitischer Vorfälle 
auf eine verlässliche Grundlage und plant die Weiterführung bzw. Einrichtung von 
Beratungsangeboten für Schulen und Jugendarbeit. 

• Alle Berliner Schülerinnen und Schüler erhalten die Möglichkeit, sich an 
außerschulischen Lernorten über historische und aktuelle Ausformungen des 
Antisemitismus zu informieren. Diese Inhalte müssen selbstverständlicher Teil 
unseres Bildungsweges, unseres Bildungssystems sein. 
Der Schutz von jüdischen Einrichtungen ist in diesem Zusammenhang besonders 
wichtig, ebenso präventive Aufklärung in Kitas, Schulen und Vereinen. – Initiativen 
und Projekte die sich gegen Antisemitismus einsetzen, müssen weiter gestärkt 
werden.  
 
Anrede, 
Erinnerung und Gedenken sind kein Selbstzweck, kein sinnentleertes Ritual – sie 
sind verankert in der Gegenwart und gerichtet in die Zukunft. 
Und wir müssen unsere Erinnerungskultur noch breiter aufstellen und um neue 
Formen des Gedenkens erweitern. Denn dieses Gedenken muss – so denke ich – 
die neue Vielfalt jüdischen Lebens einbeziehen, die durch den Zuzug zahlreicher 
Jüdinnen und Juden aus den ehemaligen Ländern der früheren Sowjetunion, aber 
auch tausender Jüdinnen und Juden aus Israel entstanden ist. Und zugleich muss 
dieses Gedenken einen Zugang schaffen für die junge Generation der nicht-
jüdischen Menschen.  
Damit meine ich natürlich auch – aber nicht nur! – die jüngeren Berlinerinnen und 
Berliner mit Migrationsgeschichte.  
Wir müssen der Tatsache ins Auge sehen, dass sich der Blick auf die Shoah von 
Generation zu Generation verändert, je länger das Grauen des Nationalsozialismus 
her ist. – Darauf muss Erinnerungskultur reagieren.   
 
Aus diesem Grund – auch aus diesem Grund – haben wir, das Leo-Baeck-Institut, die 
Kulturverwaltung, die Bundeszentrale für politische Bildung und die Jüdische 
Gemeinde zu Berlin im vergangenen Jahr aus Anlass des 80. Jahrestages der 
Pogromnacht einen Zukunftskongress durchgeführt.  
Es ging darum zu fragen, was jüdische Menschen, insbesondere junge jüdische 
Menschen, in unserer Stadt bewegt und wie wir gemeinsam die Zukunft des 
jüdischen Lebens in Berlin, Deutschland und Europa gestalten wollen und können. 
Denn die verschiedenen jüdischen Perspektiven, die hier in Berlin 
zusammenkommen, können – das betonte der Historiker Dmitrij Belkin auf dem 
Kongress – auch dazu beitragen, der deutschen Mehrheitsgesellschaft ein Bild des 
Judentums zu eröffnen, das nicht auf die Shoah oder den Nahost-Konflikt reduziert 
ist.  
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Die Bilanz des Jüdischen Zukunftskongresses ist sehr positiv. Aber dies kann nur ein 
Anfang gewesen sein! Ich will mich nicht damit abfinden, dass viele in der jüngeren 
Generation sagen, dass sie mit dem Begriff Ausschwitz wenig anfangen können und 
die die Shoa, dieses singuläre Verbrechen der Menschheitsgeschichte, kaum 
historisch einordnen können.  
 
Wenn sich die junge Generation heute fragt: „Was hat die deutsche Geschichte von 
1933 bis 1945 noch mit mir zu tun?“ oder auch: „Hat die deutsche Geschichte von 
1933 bis 1945 überhaupt etwas mit mir zu tun, der ich erst viel später geboren bin?“, 
stellt uns das als Gesellschaft vor eine große Herausforderung. 
Die jungen Generationen tragen keine Schuld am Geschehenen, aber sie hat - wir 
haben - eine Verantwortung. 
 
Anrede, 
Wir wissen inzwischen: Der Kampf für Demokratie und gegen wAntisemitismus, 
gegen Rechtsradikalismus und Xenophobie, gegen Intoleranz und Ausgrenzung ist 
leider nie ein für alle Mal gewonnen. Er muss in jeder Generation neu geführt und 
neu gewonnen werden! 
 
Es ist unser Auftrag neben dem ehrenden Gedenken an die Opfer, die Erinnerung an 
die nächste Generation weiterzugeben.  
Es muss uns neben der Vermittlung historischen Wissens gelingen, sie mit diesem 
Wissen für die heute existierenden Formen von Ausgrenzung und Antisemitismus zu 
sensibilisieren. (Und dabei will ich ausdrücklich jene Formen des Antisemitismus 
einschließen, die sich gegen den Staat Israel als Heimstätte der Juden richten.)  
Nur wenn uns das gelingt, kann unsere erinnerungskulturelle Praxis eine tiefe, 
nachhaltige Wirkung haben. 
 
Jede Demokratin, jeder Demokrat, muss sich aktiv dafür einsetzen, dass wir in der 
Pluralität unserer Lebensentwürfe friedlich zusammenleben können und dass sich 
jede und jeder – gleich welcher Herkunft, Religion oder Weltanschauung – akzeptiert 
und sicher fühlt.  
Das muss uns heute, am Jom haScho’a, Mahnung, Aufruf und Verpflichtung zugleich 
sein. 
 
Ich danke Ihnen. Shalom aleichem. 


